Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Königlichen Preuß iſchen Staaten. 


—— Nr. 32. en 


. 61320 Geſetz, betreffend die Verſorgung der Militair⸗ Invaliden vom Oberfeuerwelket, 
Feldwebel und Wachtmeiſter abwärts, ſowie die Unterftäßung der Wittwen 
der im Kriege e Miitoirperfonen een Ranges. Vom 
6. Juli 1865. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Ale % 


1 mit Zuſtimmung beider Häufer bes andagee der Monarchie; n was 
olgt: 5 


f H. 1. 
785 Diejenigen Soldaten, vom Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wachtmeiſter > 
abwärts, welche durch den aktiven Militairdienſt invalide geworden ſind, ſollen 
nach den naͤheren Beſtimmungen dieſes Geſetzes angemeſſen verſorgt und alle 
Inoaliden des Heeres ohne Unterſchied der Waffengattung oder des En 
theils nach gleichen un behandelt‘ werden. N 


Abſchnitt I. 


Soldaten, welche unmittelbar aus dem aktiven Dienſte als 
Invalide entlaſſen un 


9,2. 
3 Die unmittelbar aus dem aktiven Diete ſchedenden Jusalden m 
entweder: 5 


a) Halbinvalide, d. h. ſolche, die noch zum Garniſondienſt ER = 
oder 


b) 11 d. h. ſolche, die zu keinerlei Witte, hre üb ö 
̃ ind. 
Jahrgang 1865, (Nr. 6132) : 101% A. Halb⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juli 1865. 


A4 Halbinvalide. 


2 


8 > 
3 Soldaten, welche entweder 
1) nach einer Dienſtzeit von 12 Jahren, oder 


2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair⸗ 
Ehrenzeichens, oder 


3) durch 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung bei Ausübung des Dienſtes, oder 


e) eine waͤhrend des aktiven Militairdienſtes uͤberſtandene kontagioͤſe a 
Augenkrankheit f 


halbinvalide geworden find, werden unter Beruͤckſichtigung ihrer Charge (§. 17.) 
entweder mit der Penſion der 4. Klaſſe fuͤr Ganzinvalide entlaſſen, oder einem 
zur Aufnahme von Halbinvaliden beſtimmten Truppentheile uͤberwieſen, letzteres 
jedoch nur, infofern fie es wuͤnſchen. f 


$. 4. 
Halbinvalide, welche nach zwoͤlfjaͤhriger Dienſtzeit ausſcheiden und ſich 


gut gefuͤhrt haben, koͤnnen auch lediglich durch Verleihung des Anſpruchs auf 
eine Verſorgung im Civildienſte mittelft Ertheilung des Civil⸗Verſorgungs⸗ 
ſcheins abgefunden werden, wenn ſie dieſe Abfindung denjenigen Arten der 
Verſorgung vorziehen, auf welche ſie nach H. 3. Anſpruch haben. 


B. Gan zinvalide. 


$. 5. 


Ganzinvalide, denen ein Anrecht auf Verſorgung zuſteht, erhalten ent⸗ 
weder eine Invalidenpenſion und daneben, falls ſie ſich gut gefuͤhrt haben, den 
Civil⸗Verſorgungsſchein, oder ſie werden in eine Invalidenanſtalt, reſp. eine 


uw aufgenommen, letzteres jedoch nur, in ſofern ſie es wuͤnſchen 
Dieſelben Verſorgungsanſpruͤche beſitzen auch die ohne Nachweis der 
8 Invalidität nach einer Dienftzeit von 30, 24 und 18 Jahren ausſcheidenden 

Militairperſonen ($$. 7. ff.) : I 


| Ä 8 65 | 
Die © ualdenpeni ionen zerfallen in vier Klaſſen und berge mana 
in der ö 


1 Safe 2. Klaſſe. 3. Klaſſe. 4. Klaſſe. f 
NEE, 0 Relle Rthlo. Syn. Rthle. Sgr. 


1) fur Oberfeuerwerker, Feldwe⸗ 
bel und Wachtmeiſter, ſowie 
für Vize⸗Feldwebel und Vize⸗ 
Wachtmeiſter, welche ein Ser⸗ 
geantengehalt 1. Klaſſe beziehen 10. 
2) fuͤr Sergeanten, Feuerwerker 
1. und 2. Klaſſe, ſowie nach 
zuruͤckgelegter zwoͤlfjaͤhriger 
Dienſtzeit fur Regiments⸗ und 
Bataillonstambours, für Un⸗ 
teroffiziere in etatsmäßigen 
Schreiberſtellen und fuͤr Laza⸗ 
Feihgehglfe n 
3) fuͤr Feuerwerker 3. Klaſſe und 
Unteroffiziere „„ 


0 für die übrigen Soldaten.. 


K 
Die Invalidenpenſion erſter Klaſſe wird gewaͤhrt: 


A. nach einer Dienſtzeit von 30 Jahren, ohne daß es des Nachweiſes Br 


der Invalidität und der Erwerbsunfaͤhigkeit 3 
B. an Ganzinvalide, wenn ſie entweder 
1) nach einer Dienftzeit von 20 Jahren, oder 


2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußirgen Mitar- . 
Ehrenzeichens, oder = 


3) durch 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung bei Ausübung des Dienſtes, 


0) eine während des aktiven Dienſtes uͤberſtandene kontagioſe 
Augenkrankheit 


. voͤllig erwerbsunfaͤhig geworden ſind. a | 
Gr. 61329 0 101 * $. 8, 


8 Die Sroelden pen a Kaffe wird e 
A. nach einer Dienſtzeit von 24 Jahren, ohne daß es des Nachweiſes den 
Invalidität und der Erwerbsunfaͤhigkeit bedarf; 


OD an Ganzinvalide, wenn ſie entweder 
1) nach einer Dienſtzeit von 15 Jahren, oder 


2 bei dem Beſitze eines im a erworbenen Peer Milan. 3 
Ehrenzeichens, oder i = 


3) durch x 
a) Verwundung vor dem er: 
bp) Beſchaͤdigung bei Ausübung des Dienſtes, 


c) eine während des aktiven Dienſtes überfiandene kontagiöſe 
Augenkrankheit 


e erwerbsunfaͤhig geworden ſind. 


8 „€ S. 9. 
Die Invalidenpenſio ion dritter Klaſſe wird N 


A. nach einer Dienſtzeit von 18 Jahren, ohne daß es des Race 
der Invalidität und der Erwerbsunfaͤhigkeit bedarf; a 


B. an Ganzinvalide, wenn ſie entweder 
1) nach einer Dienſtzeit von 12 Jahren, oder 
= bei dem Beſi itze eines im Kriege erworbenen e Miltair⸗ 
Ehrenzeichens, wog N | 
3) durch 5 | 
a) Verwundung vor dem Felde, : 
b) Beſchaͤdigung bei Ausübung des Dienſtes, 


c) eine während des aktiven Dienſtes überſtandene kontagibſe = 
Augenkrankheit 


5 erwerbsunfaͤhig gevorden fi find. 
et > 


. Smwalbenpenft on wire Klaſſe erhalten: Ganginalie,. wenn 
5 entweder ER 85 
a = nad) einer Diet von 8 Jahren, oder 


2 bei dem Beſite eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair⸗ 
Chrenzeichens, oder 3 8 

3) durch eine der im H. 7. unter Nr. 3. a. b. c. bezeichneten Urſachen 
Ganzinvalide geworden ſind. | 


ml | 


AJnuvalide, welche verſtummelt oder erblindet find C$. 13.), werden als b 
vollig erwerbsunfaͤhig angeſehen. e a „ i 


H. 12. 


a Soldaten, welche vor dem Feinde verwundet und in Folge deſſen zur 
Fortſetzung des Dienſtes unfaͤhig geworden ſind, erhalten zu der erdienten 
Penſion jeder Klaſſe eine Zulage von 1 Thaler monatlich. Dieſer Betrag 
wird auch neben den im H. 13, ausgeworfenen Zulagen für Verſtuͤmmelte 
und Erblindete bewilligt. 15 1210 h 


§. 13. 
5 Invalide erhalten, wenn fie verſtüͤmmelt oder erblindet find, ohne Unter⸗ 
ſchied der Charge, eine Penſionszulage, und zwar 
a von 5 Thalern monatlich: 
bei Erblindung, ame 0. 
bei dem Verluſte beider Arme oder Hände, 
bei dem Berluſte beider Fuße... 0 Haft 
bei dem Verluſte eines Armes oder einer Hand und eines Fußes; = 


von 3 Thalern monatlich: ne 
bei dem Verluſte eines Armes oder einer Hand, s 
bei dem Verluſte eines Fußes. Te . 


Die gaͤnzliche Laͤhmung der bezeichneten Gliedmaßen wird dem Verluſte un 5 
derſelben gleich geachtet. 2 5 „„ 
Dieſe Verſtuͤmmelungszulage kann den Betreffenden auch nicht entzogen 
en wenn fie nach H. 16. in Invalidenhaͤuſer oder Invalidenkompagnien 
eintreten. | 


N 


= S 14. 
Dien Invaliden wird eine Penſionszulage von 3 Thalern monatlich für 
den Fall gewährt, wenn beim Ausſcheiden aus dem aktiven Dienſte und fo 
lange fie wegen Verſtuͤmmelung (J. 13.), Erblindung, oder wegen eines jede 
Gr. 6182) 5 f Be⸗ 


1 


Bieſchaͤftigung verhindernden Schwächezüſtandes von dem Civil⸗Verſorgungsſchein 
Gebrauch zu machen, verhindert find. 5 2 Near 9 = 


05 15. 


Fuͤr die Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wachtmeiſter abwaͤrts bis 
den Unteroffizieren einſchließlich, denen die Penſion erſter Klaſſe nach $. 7. B 
zuſteht, erhöht ſich vom zuruͤckgelegten 20ſten Dienſtjahre ab die Penſion nach 
jedesmaligen fünf ferneren Dienſtjahren um 2 Thaler monatlich. Der hier 
nach erworbene Penſionsſatz darf jedoch — unbeſchadet der in den Hh. 12. 
13. und 14. ausgeworfenen Zulagen — das geſammte Dienſteinkommen nicht 
uͤberſteigen. . 8 f 


F. 16. 


In die Invalidenhauſer und Invalidenkompagnien werden vorzugsweiſe 
ſolche Invaliden aufgenommen, welche Anſpruch auf die Penſion erſter Klaſſe 
haben, und ſind beſonders diejenigen zu beruͤckſichtigen, welche nach H. 13. vers 
ſtuͤmmelt oder erblindet find. Er 


. Beſtimmungen für Halb» und Ganzinvalide. 


1 . f 


Wenn die im H. 6. unter 1. 2. 3. bezeichneten Militairperſonen nicht 
ein Jahr lang die von ihnen erdiente Charge im Etat bekleidet haben, erfolgt 
nur die Bewilligung der Penſion der naͤchſtfolgenden geringeren Charge. — 
Von dieſer Vorſchrift wird indeſſen zu Gunſten der im Kriege Verwundeten 


und Beſchaͤdigten abgeſehen, die Betreffenden muͤſſen jedoch Inhaber etats 


maͤßiger Stellen geweſen ſein. 


$. 18. 
Auf Wehrmaͤnner, welche bei den Friedensuͤbungen durch Beſchaͤdigungen 
bei Ausübung des Dienſtes Halb» oder Ganzinvalide werden, finden die Ber 
ſtimmungen der HH. 3; bis einſchließlich 17. ebenfalls Anwendung, jedoch nur 
dann, wenn die Beſchaͤdigung während oder am Schluſſe der Uebung feſtgeſtell 
und die darauf gründenden Anſpruͤche innerhalb der naͤchſten ſechs Monate 
nach beendigter Uebung angemeldet werden. = 


$. 19. 


Soldaten, welche ſich in der zweiten Klaſſe des Soldatenſtandes be⸗ 
finden, haben nur in dem Falle Anſpruch auf die nach Maaßgabe dieſes 
Geſetzes zu gewaͤhrenden Penſionen und Zulagen, wenn ſie vor dem Feind 
verwundet und in Folge deſſen invalide ſind. ds 2 


H. 20. ; 2 


Verſorgungs⸗Anſpruͤche, welche ein Soldat nach den vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen ($$. 3. bis 19.) zu haben glaubt, muß derſelbe vor ſeiner Ent⸗ 
laſſung aus dem aktiven Militairdienſte anmelden; werden dieſelben dagegen 
auf Grund einer im Kriege erlittenen Verwundung oder Beſchaͤdigung erhoben, 
fo können fie innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren, vom Abſchluſſe des 
Friedens ab gerechnet, geltend gemacht werden. f 5 
8 Auf Verſorgungs⸗Anſpruͤche, welche nach Ablauf dieſer Friſten erhoben 
werden, finden die Beſtimmungen des Abſchnitts II. dieſes Geſetzes Anwen⸗ 
dung. Eine Verzichtleiſtung auf Invaliden⸗Wohlthaten darf bei der Entlaſſung 
aus dem Soldatenſtande weder gefordert noch angenommen werden. 


Abſchnitt I. 


Soldaten, welche erſt nach ihrer Entlaſſung ganzinvalide werden, 
oder als Invalide aus dem aktiven Dienſt geſchieden, ſpäter 
Anſpruch auf die Penſion einer höheren Klaſſe erheben. 


§. 21. 


Soldaten, welche erſt nach ihrer Entlaſſung aus dem aktiven Militair⸗ 
dienſte ganzinvalide und zum Theil. erwerbsunfaͤhig werden, erhalten die 
Invalidenpenſion vierter Klaſſe, wenn ſie entweder 


1) im Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair⸗Ehren⸗ | 
zeichens find, oder s a f 
2) durch : 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung bei Ausuͤbung des Dienftes, | 
e) eine während des aktiven Dienſtes uͤberſtandene Eonfagiöfe Augen ⸗ 
krankheit : 
invalide geworden find. = 


: Sind dieſelben entweder bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen 
Preußiſchen Militair⸗Ehrenzeichens oder aus einer der vorſtehenden unter Num⸗ 
(Ar. 61832.) f mer 


zeichneten Urſachen eine Verſtuͤmmelung oder Erblindung derfelben herbeigeführt 
wird, auch die dafür (§. 13.) ausgeworfenen Zulagen. 


H. 22. 


Die Beſtimmungen des H. 21. finden auch auf Ganzinvalide Anwendung, 
deren Invaliditaͤt zwar bei ihrem Ausſcheiden aus dem aktiven Militairdienft 
bereits anerkannt worden iſt, die aber ſpaͤter in Folge der im F. 21. unter 
Nummer 2. a. b. c. bezeichneten Urſachen in höherem Grade oder völlig erwerbs 

unfaͤhig geworden ſind. SEHE 1 


7 


5.2 970 25 
Anſpruͤche, welche auf Grund einer im Frieden bei Ausübung des Dienſtes 
erlittenen Beſchaͤdigung zur Geltung kommen ſollen (§. 21. Nr. 2.), muͤſſen 


innerhalb der naͤchſten ſechs Monate nach erfolgter Entlaſſung angemelde 
werden. Die Beſchaͤdigung ſelbſt muß aber vor derſelben bereits feſtgeſtellt 2 


worden fein, 
| $. 24. 


Außer der Penſion kann dieſen Invaliden, wenn fie ſich gut geführ 
haben, auch der Civil» Verforgungsfchein ertheilt werden. a 


Abschnitt 1. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 25. 
Diejenigen Perſonen des Soldatenſtandes, welche beziehungsweiſe 


1) mit den Oberfeuerwerkern, Feldwebeln und Wachtmeiſtern, Vize⸗Feld⸗ 
webeln und Vize-Wachtmeiſtern, Ra 


2) mit den Sergeanten und Feuerwerkern erſter und zweiter Klaſſe, 35 
8) mit den Feuerwerkern dritter Klaſſe und den Unteroffizieren, 
0 mit den übrigen Soldaten e ar 


ar 5 


welche den Militairperfonen dieſer vier Kategorien zufiehen. u | 
Auf die zum Zeug⸗ und Feſtungsperſonal gehörigen Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes, welche Penſionsbeitraͤge entrichten, findet gegenwaͤrtiges Geſetz 
nur bis zur Erreichung einer fuͤnfzehnjaͤhrigen Dienſtzeit Seitens derſelben 
Anwendung. ö i 2 

Den ganz invalide gewordenen Regiments, Bataillons⸗ und Zeughaus⸗ 
Buͤchſenmachern wird nach zwanzigjaͤhriger Dienſtzeit eine monatliche Penſion 
von 7 Thalern, nach fünfzehnjähriger Dienſtzeit eine monatliche Penſion von 
34 Thalern bewilligt. a 


Die Beſtimmungen des H. 13. finden aber unter allen Umftänden auch 
auf dieſe Perſonen Anwendung. 


m gleichen Range ſtehen, haben dieſelben Invaliden „Verſorgungsanſprüche, 1 5 


H. 26. 


Der Verluſt der buͤrgerlichen Ehre und die Unterſagung der bürgerlichen 5 
Ehrenrechte auf Zeit ziehen den Verluſt der in dem H. 13. bezeichneten Zulagen 
nur während der Zeit der zu verbuͤßenden Freiheitsſtrafe nach ſich. 


$. 27. 


0 Der Civil⸗Verſorgungsſchein (§ . 4. 5. und 24.) darf ſolchen Halb⸗ 8 
oder Ganzinvaliden nicht ertheilt werden, welche an der Epilepſie leiden. 


Bedingt dieſe Krankheit bei dem Ausſcheiden aus dem aktiven Dienſte 

voͤllige Erwerbsunfaͤhigkeit, fo wird den davon Betroffenen für die Dauer dieſes 

ö 9 die im H. 14. ausgeworfene Penſionszulage von 3 Thalern monatlich 
gewährt. i 


H. 28. 
Die Wittwen der im Kriege gebliebenen oder in Folge der vor dem 


werker, Feldwebel und Wachtmeiſter abwaͤrts, erhalten nach Maaßgabe ihrer 
Beduͤrftigkeit und fo lange fie unverheirathet bleiben, eine Unterſtuͤtzung, welche 
den Betrag von 50 Thalern jährlich jedoch nicht uͤberſteigen darf. Hierdurch 
wird an der Vorſchrift des §. 12. des Geſetzes vom 27. Februar 1850., be⸗ 
treffend die Unterſtützung der beduͤrftigen Familien zum Dienſte einberufener 
Reſerve⸗ und Landwehrmannſchaften, nichts geaͤndert. 3 


F. 29. 


Dieſes Geſetz wird innerhalb der entſprechenden Chargen auch auf die 
Koͤnigliche Marine, ſowie auf die Invaliden aus den bisherigen Kriegen in 
Anwendung gebracht. 
Nuhrgang 1865, (Nr. 6132) 102 Alle 


Feinde erlittenen Verwundungen geſtorbenen Militairperſonen, vom Oberfeuer⸗ 1 


85 Mit der Ausführung dieſes Giles iſt der Kriegs⸗ und Marineminiſt 
̃ beauftragt. SE | 
8 Urkundlich unter Unſerer c end Unterfift und begebrudtem 2 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Carlsbad, den 9 Juli 1865. 


(L. 8.) Wilhelm. 


65 Bismarck⸗ Schönhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Reb on, 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
i N Gr. zu Eulenburg. = 


(Nr, 6133.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen II. Emif⸗ 
ſion des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut von Muͤhlhauſen 
bis Merxleben, in den Kreiſen Muͤhlhauſen und Langenſalza, im Betrage 
von 65,000 Thalern. Vom 14. Juni 1865. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


Nachdem von dem Verbande zur Regulirung der oberen Unſtrut von 
Muͤhlhauſen bis Merrleben beſchloſſen worden, die zur Fortführung der Regu⸗ 
lirung der oberen Unſtrut und zur Ausführung der damit in Verbindung 

| ſtehenden Bauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer ferneren Anleihe zu 

beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag des Vorſtandes jenes Verbandes: zu 
| dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare 
Obligationen ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
II. Emiſſion zum Betrage von 65,000 Thalern, fünf und ſechszig Zaufend . 

Thalern, welche in 100 Apoints zu 500 Thalern und in 150 Apoints zu 

1100 Thalern nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe der 

Meliorations⸗Kaſſenbeitraͤge des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut 

mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das 
Loos zu beſtimmenden Folgeordnung fpäteftens vom 1. Januar 1868. ab 

alljährlich mit mindeſtens einem halben Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach⸗ 
weiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 5 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 

Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 

tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 

durch die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 14. Juni 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 


Gr. 6183. 102 Schema A. 


DR Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 
Obligation „ 
des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut von 
Mühlhauſen bis Merrleben | 


II. Emiſſton 


ende Thaler Preußiſch Kurant. 


SR Verband zur Regulirung der oberen Unſtrut von Muͤhlhauſen bis 
Merxleben verſchuldet dem Inhaber dieſer, Seitens des Glaͤubigers unkuͤnd⸗ 
baren Verſchreibung die Summe von : 

fünfhundert 
Einhundert 


ſtens vom 1. Januar 1868. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe mit 
wenigſtens einem halben Prozent jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den 
getilgten Schuldverſchreibungen gebildeten Tilgungsfonds. BR: 
Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab im Monat 
Juni jeden Jahres und die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen erfolgt 
dann in dem Zinstermine am 1. Januar des folgenden Jahres. Der Verband 
behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, nach Ablauf von vier Jahren den Tilgungs⸗ 
fonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlau⸗ 
fende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤn⸗ 
digten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Nummern und 
ihres Betrages, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen fol, 
Öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staats⸗ 
anzeiger, dem Erfurter Amtsblatt, dem Langenſalzaer Kreisblatt und dem Mühl 
hauſer Anzeiger. Sollte eines oder das andere der bezeichneten Blätter eingehen, 
ſo beſtimmt der Oberpraͤſident der Provinz Sachſen, in welchem anderen Blatte 
die Bekanntmachung erfolgen ſoll. 5 5 
i Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrigen Terminen, in der erſten Woche des Januar und J 
8 3 eu 


heute an gerechnet, mit vier und ein halb Prozent jährlich in gleicher Münz 
ſorte mit jenem verzinſet. | a ee 
Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 5 


bei der Verbandskaſſe in in der nach dem Eintritt des Faͤllig⸗ 
keitstermins folgenden Zeit. | - 
5 Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu. gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
e en Fuͤr die fehlenden Kupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. ö | 5 
i a Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren 
zu Gunſten des Verbandes. Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener 
oder vernichteter Schuldverſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen 

Gerichtsordnung Theil I. Tit. 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreis⸗ 

gerichte zu Langenſalza. n Ba „ 

8 Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vier⸗ 
jaͤhrigen Verjaͤhrungsfriſt bei dem Vorſtande des Verbandes anmeldet und den 
ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung 
oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt 


der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons 


gegen Quittung ausgezahlt werden. ü 6 2 a 8 
N Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind .... halbjaͤhrige Zinskupons nach 


beiliegendem Schema bis zum Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Fuͤr 5 5 


die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

5 Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Verbands⸗ 
kaſſe in gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 

gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 

neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 

Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 5 


N Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet de 
Verband mit ſeinem Grundvermoͤgen, ſowie mit den Beitraͤgen, welche auf 


Grund der $$. 8. 9. und 10. des Allerhoͤchſt vollzogenen Statuts vom 


10. Dezember 1860. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1861. S. 9.) von den Ver⸗ : 
bandsgenoſſen erhoben werden. ö f ö a 


15 Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. a 
5 Langenſalza, den . ten N 
ERS DE 
Der Vorſtand des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtru 
f von Mühlhauſen bis Merxleben. 
(Unterſchrift dreier Mitglieder.) 


5 


Gr. 6133.) Schema B. 


boom Sechſen, = 5 Regierungsberrt Erfurt. a 
Zins⸗ Kupon 


0 zur 
Obligation des Verbandes zur Regulirung der oberen 
Unſtrut von Mühlhauſen bis Merxleben 
II. Emiſſion 
Kiktr. ae 
uͤber 


fünfhundert 


Einhundert ß 


u o cn g 3 2 5 v4 129 


* 


Di Inhaber dieſes 9 0 01 empfängt gegen deſſen Ruͤck⸗ 
gabe am 8 . . und ſpaͤterhin die un der vorbe⸗ 
merkten Obligation fuͤr das Halbjahr vom 
mit (in Buchſtaben) Thaler Silbergrofchen . Pfen⸗ 
nige bei der Verbandskaſſe zu ........ = 


Langenſalza, den ten ...... ... 18. 


* 
2 
= 
| 
2 
. 
OR 
or 
8 
2 
9 
ee 


Der Vorſtand des Verbandes zur Regulirung der oberen. 
Unſtrut von Mühlhauſen bis Merrleben. 


(L. S.) (Fakſimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 


Diefer Zinskupon wird ungülfig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, nach 
Ablauf des e der Fälligkeit ab, 
en wird. 
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(Nr. 6134.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung, betreffend die Vereinbarung eines 
Zuſatzvertrages zu den zwiſchen Preußen und Wuͤrttemberg bezuͤglich der 
Hohenzollernſchen Lande beſtehenden Vertraͤgen uͤber die gegenſeitigen Juris⸗ 
diktions⸗Verhaͤltniſſe vom Jahre 1827. Vom 17. Juli 1865. 


Die Königlich Preußiſche Regierung und die Königlich Wuͤrttembergiſche Re⸗ 

gierung ſind uͤbereingekommen, die zwiſchen ihnen bezuͤglich der Hohenzollernſchen 

Lande beſtehenden, im Jahre 1827. zwiſchen der Fuͤrſtlich Hohenzollern-Hechin⸗ 

genſchen, ſowie der Fuͤrſtlich Hohenzollern-Sigmaringiſchen Regierung einerſeits, 
und der Koͤniglich Wuͤrttembergiſchen Regierung andererſeits uͤber die gegen⸗ 

ſeitigen Jurisdiktions-Verhaͤltniſſe gleichlautend abgeſchloſſenen Verträge durch 

nachfolgende Beſtimmungen zu erweitern: 


Artikel 1. 


Für Gewaͤhrleiſtungsklagen aus Kauf- und Tauſchvertraͤgen uͤber Pferde, 
Rindvieh, Schaafe und Schweine wird der Gerichtsſtand des geſchloſſenen 
Vertrages gegenſeitig auch dann anerkannt, wenn der Beklagte zur Zeit der 
Ladung weder in dem Gerichtsbezirke, wo der Vertrag geſchloſſen wurde, an⸗ 
weſend iſt, noch auch Vermoͤgensſtuͤcke daſelbſt beſitzt. 

Hierdurch wird der Artikel 15. der beſtehenden Jurisdiktions⸗Vertraͤge 
fuͤr die angegebenen Faͤlle erweitert. i N 


Artikel 2. 


Wenn derjenige, welchem eine Gewaͤhrleiſtungsklage im Sinne des 
vorigen Artikels zuſteht, wahrſcheinlich machen kann, daß jeder Verzug ſein 
Klagerecht gefaͤhrde, ſo iſt er befugt, auch ſchon vorher, ehe er die Klage er⸗ 
hebt, bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk das mit dem Gewaͤhrs— 
mangel behaftete Thier ſich befindet, auf deſſen alsbaldige Beſichtigung, 
geeignetenfalls Oeffnung und Zerlegung anzutragen. 

Die Handlungen des erwaͤhnten Gerichts, welche fuͤr den angegebenen 
Zweck vorgenommen werden, genießen in den beiderſeitigen Staaten die gleiche 
1 wie wenn ſie von dem ſonſt zuſtaͤndigen Gerichte vorgenommen 
waͤren. 

Hierdurch erleidet der Artikel 12. der beſtehenden Juris diktions⸗Vertraͤge 
eine Ausdehnung. f 


Artikel 3. 


Falls die mit den vorſtehenden Beſtimmungen gleichlautenden Vorſchriften 
der beiderſeitigen Gewaͤhrleiſtungsgeſetze, nämlich des Preußiſchen Geſetzes für 
die Hohenzollernſchen Lande vom 5. Juni 1863. Artikel 7. und 9. und des 
Wuͤrttembergiſchen Geſetzes vom 26. Dezember 1861. Artikel 7. und 12, kuͤnftig⸗ 
hin, ſei es in dem einen oder in dem anderen Staate, aufgehoben oder in weſent⸗ 
(Nr. 6134.) : licher 


Carlsbad, den 17. Juli 1865. 


Der Königlich Preußiſche Präſident des Staatsminiſteriun 
2 und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
d. s) ». Bismarck⸗ Schönhausen. 
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WVlasehende Minſtenal⸗ Erklärung wird, nachdem fie gegen eine überein 
ſtimmende Erklaͤrung des Koͤniglich Wuͤrttembergiſchen Miniſteriums der a 
waͤrtigen Angelegenheiten vom 1. Juli d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch 


: zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 17. Juli 1865. 


Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten. 
Fat 1.25 | Im Auftrage: . 


v. Thile. 


. 


RMedigirt im Brenn des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckere-i 
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